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N. erzwang im ersten Anlauf den 
Sturz der Hohcnzollcrn-Monarchie, 
der Fürsten in den einzelnen deut­
schen Staaten und der kaiserlichen 
Regierung sowie demokratische 
Rechte und Freiheiten für die Volks­
massen. Der am 9. 11. als provisori­
sche Regierung gebildete Rat der 
Volksbeauftragten (F. Ebert, O. 
Landsberg, Ph. Scheidemann [SPD]; 
E. Barth, W. Dittmann, H. Haase 
[USPD]) veröffentlichte am 12. 11. 
sein bürgerlich-reformistisdies Regie­
rungsprogramm, das die Bestrebungen 
der revolutionären Massen in bürger­
lich-parlamentarische Bahnen lenken 
und die Entmachtung von Imperialis­
mus und Militarismus verhindern 
sollte. Zur Niederschlagung der Re­
volution schloß Ebert am 10. 11. mit 
der Obersten Heeresleitung ein Ge­
heimabkommen. Der kaiserliche Re­
gierungs- und Verwaltungsapparat 
wurde nicht beseitigt. Das am 15. 11. 
zwischen rechten Gewerkschaftsfüh­
rern (C. Legien u. a.) und Repräsen­
tanten der Monopolbourgeoisie (H. 
Stinnes u. a.) abgeschlossene Arbeits­
gemeinschaftsabkommen vervollstän­
digte den Verrat der opportunisti­
schen Partei- und Gewerkschaftsfüh­
rer an der Revolution. Der am 11. 11. 
in Berlin gegründete Spartakusbund 
war bestrebt, die Massen unter der 
Losung „Alle Macht den Arbeiter­
und Soldatenräten!“ für die Weiter­
führung der Revolution mit dem Ziel 
der Errichtung der sozialistischen Re­
publik zu gewinnen. Das entsprach 
den Bestrebungen der Mehrheit der 
Arbeiterklasse, die den Sozialismus 
wollte, aber infolge der jahrelangen 
opportunistischen Beeinflussung zu­
meist den rechten Führern der Sozial­
demokratie folgte, deren Demagogie 
Glauben schenkte und noch nicht ver­
stand, daß das die Entmachtung des 
Imperialismus und die Errichtung der 
Herrschaft der Arbeiterklasse erfor­
dert. Die Regierung Sowjetrußlands 
begrüßte die N. Auf Anweisung 
W. I. Lenins sollte die deutsche Re­
volution durch Getreidelieferungen

unterstützt werden; der Rat der 
Volksbeauftragtcn lehnte dieses An­
gebot jedoch ab und setzte statt des­
sen den bewaffneten Kampf gegen 
die Sowjetmacht fort. Der vom 
16.-21. 12. in Berlin tagende 1. All­
gemeine Kongreß der Arbeiter- und 
Soldatenräte Deutschlands wider­
spiegelte das zugunsten der Konter­
revolution veränderte Kräfteverhält­
nis. Die Mehrheit der Delegierten, 
in kleinbürgerlichen, reformistischen 
Illusionen befangen, übertrug dem 
konterrevolutionären Rat der Volks­
beauftragten die gesetzgebende und 
vollziehende Gewalt und beschloß die 
Durchführung von Wahlen zur bür­
gerlichen Nationalversammlung am
19. 1. 1919. Damit entschied sich der 
Kongreß in der Grundfrage der Re­
volution, der Frage der Macht, für 
den bürgerlichen Staat. In der Er­
kenntnis, daß die Schaffung einer 
revolutionären Kampfpartei zur drin­
gendsten Aufgabe geworden war, 
gründeten die im Spartakusbund ver­
einigten konsequentesten Vertreter 
der revolutionären deutschen Arbei­
terklasse die —v Kommunistische Par­
tei Deutschlands (Gründungspartei­
tag vom 30. 12. 1918 bis 1. 1. 1919). 
Anfang Jan. 1919 verstärkte die Kon­
terrevolution ihre Versuche, die N. 
mit militärischer Gewalt niederzu­
werfen. Die revolutionären Kräfte er­
litten in den von der herrschenden 
Klasse provozierten Januarkämpfen 
eine entscheidende Niederlage; K. 
Liebknecht und R. Luxemburg wur­
den am 15. 1. 1919 von der konter­
revolutionären Soldateska ermordet. 
Die Wahlen zur Nationalversamm­
lung (19.1. 1919) widerspiegelten die 
Veränderung des Kräfteverhältnisses 
der Klassen zugunsten der Konter­
revolution. Mit dem Zusammentritt 
der Nationalversammlung (6.2. 
1919) begann der schrittweise Ausbau 
der bürgerlichen Staatsmacht (->- 
Weimarer Republik). Die Arbeiter 
kämpften in zahlreichen Massen­
streiks und bewaffneten Aktionen für 
die Verteidigung und Erweiterung


